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Hans-Joachim Hering Dr. Frank Wackers

daher wünschenswert, wenn sich 

Nordrhein-Westfalen im Bund dafür 

einsetzen würde, dass die Absenkung 

der Mehrwertsteuer deutlich verlän-

gert oder gar verstetigt wird. Auch die 

Verlängerung der staatlichen Überbrü-

ckungshilfen ist zu begrüßen. Jedoch 

sollte sie so ausgestaltet sein, dass sie 

auch kleinere Betriebe erreicht. Im 

Bausektor muss die öffentliche Hand 

als wichtigster Auftraggeber ihrer 

 Vorbildfunktion gerecht werden, um 

einen Konjunktureinbruch in den Bau-

gewerken zu verhindern. Schließlich 

müssen neue digitale Wege im Aus -

bildungsmarkt gegangen werden,  

um Ausbildungsberufe bei Schülern 

 bekannt zu machen und den Fach-

kräftenachwuchs im Handwerk sicher-

zustellen. Unternehmen und Hand-

werksbetriebe brauchen also trotz 

erster Lichtblicke noch einen langen 

Atem, um am Ende gestärkt aus der 

Krise hervorzugehen.  

 

Hans-Joachim Hering 

Präsident 

 

Dr. Frank Wackers 

Hauptgeschäftsführer

Inzwischen leben wir bereits ein halbes 

Jahr mit dem Corona-Virus und ein 

Ende der Pandemie ist nicht abzuse-

hen. Was bedeutet das für unsere Un-

ternehmen? Bei einer Umfrage des 

DIHK (Deutscher Industrie- und Han-

delskammertag e. V.) gaben von rund 

7.700 befragten Unternehmen ledig-

lich 34 Prozent an, dass sie noch in die-

sem Jahr mit einer Rückkehr zur nor-

malen Geschäftstätigkeit rechnen. 

39 Prozent der Unternehmen gehen 

davon aus, dass dies erst im Jahr 2021 

möglich sein wird, 11 Prozent rechnen 

sogar mit einer Rückkehr zur normalen 

Geschäftstätigkeit erst nach dem Jahr 

2021. Zwar meldet das Handwerk im 

Zuge der Lockerungen weiter anzie-

hende Geschäfte und ist besser durch 

die Krise gekommen als Handel und 

Industrie. Doch für eine Entwarnung ist 

es noch zu früh. Für die kommenden 

Monate müssen daher die richtigen 

Weichen gestellt werden, um eine 

 Insolvenzwelle und explodierende 

 Arbeitslosenzahlen zu verhindern: Zur 

Rückkehr in die „neue“ Normalität 

brauchen wir nachhaltige Konjunktur-

impulse, die dauerhaft Nachfrage wie-

der in Gang setzen und Vertrauen 

schaffen. Die Mehrwertsteuerabsen-

kung war als Konsumanreiz vom 

Grundsatz her eine gute Idee. Aller-

dings ist die Umstellung für die Unter-

nehmen für ein halbes Jahr mit viel zu 

großem Aufwand verbunden. Es wäre 

Rückkehr zur 
„neuen“ Normalität 
in Corona-Zeiten 
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Unternehmerverband Handwerk NRW gratuliert Präsident  
Hans-Joachim Hering zum 70. Geburtstag 
Im Rahmen eines Empfangs mit Ver-
tretern aus Politik, Fachverbänden 
und Landeshandwerksorganisatio-
nen feierte der Präsident des Unter-
nehmerverbandes Handwerk NRW 
(UVH), Hans-Joachim Hering, seinen 
70. Geburtstag. Dabei würdigten der 
Minister für Wirtschaft, Innovation, Di-
gitalisierung und Energie des Landes 
NRW, Prof. Dr. Andreas Pinkwart sowie 
die Präsidenten von HANDWERK.NRW 
und des Westdeutschen Handwerks-
kammertages, Andreas Ehlert und 
Hans Hund, den Einsatz Herings für 
den Zusammenhalt im nordrhein-
westfälischen Handwerk und die 
 Bürokratieentlastung von Betrieben.  

Der aus einer handwerklichen Familie 

stammende Diplom-Ingenieur für Ma-

schinenbau und Energietechnik und 

Geschäftsführer der Hans-Hering-

GmbH & Co. KG Düsseldorf widmet 

sich seit 1988 und mit großem persön-

lichen Einsatz der handwerklichen In-

teressenvertretung. Das ehrenamtliche 

standesberufliche Engagement wurde 

Hans-Joachim Hering nahezu in die 

Wiege gelegt, der wie sein Großvater 

langjähriger Obermeister der Sanitär-

Heizung-Klima Innung in seiner Heimat-

stadt Düsseldorf war. Wichtige Statio-

nen seines ehrenamtlichen Wirkens 

waren zudem die Vorstandsarbeit in 

der Kreishandwerkerschaft Düsseldorf, 

der Beiratsvorsitz des Berufszentrums 

Sanitär-Heizung-Klima Düsseldorf, die 

Tätigkeit im Berufsbildungsausschuss 

der Handwerkskammer Düsseldorf 

sowie die langjährige Mitarbeit im Vor-

stand des Fachverbandes Sanitär Hei-

zung Klima NRW. Von 2011–2019 war 

Geburtstagsempfang unter Corona-Bedingungen (v.l.n.r. Stv. Landesinnungs-

meister Thomas Klode (Tischler NRW), UVH-Präsident Hans-Joachim Hering, 

Hauptgeschäftsführer Dr. Johann Quatmann (Tischler NRW))

Vertreter aus Politik, Fachverbänden und Landeshandwerksorganisationen gra-

tulierten Präsident Hans-Joachim Hering (v.l.n.r.:  UVH-Vizepräsident Rüdiger Otto 

(Bauverbände.NRW), UVH-Hauptgeschäftsführer Dr. Frank Wackers, WHKT-

 Präsident Hans Hund, UVH-Ehrenpräsident Wolfgang Miehle, UVH-Vizepräsident 

Heribert Kamm (Bäckerinnungsverband Westfalen-Lippe), UVH-Präsident  

Hans-Joachim Hering, Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart, HANDWERK.NRW-

 Präsident Andreas Ehlert, LGH-Vorsitzender Berthold Schröder)
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Wirtschaftliche Folgen der Corona-Pandemie  
in den Branchen des Handwerks 
Trotz starker Umsatzeinbrüche in ein-
zelnen Branchen hat sich das Hand-
werk in Nordrhein-Westfalen wäh-
rend der Corona-Pandemie einmal 
mehr als ein wirtschaftlicher Stabili-
tätsanker erwiesen. Im Vergleich der 
Gewerke sind allerdings starke Un-
terschiede festzustellen. 

Besonders von den wirtschaftlichen 

Folgen der Pandemie betroffen 

waren Gewerke, die ihre Geschäfts-

tätigkeit während des Lockdowns 

einstellen mussten (Friseure) oder von 

der wirtschaftlichen Entwicklung ab-

geschnitten waren (Zahntechniker, 

Gebäudereiniger, Messebauer/Tisch-

lerhandwerk). Betroffen waren auch 

die Gewerke, die die Auswirkungen 

durch das Niederlegen der Tätigkeit 

der Behörden zu spüren bekamen, 

wie z.B. das Kfz-Handwerk durch die 

Schließung der Kfz-Zulassungsstellen. 

Weniger tangiert war dagegen der 

Bau- und Ausbaubereich. Hier konn-

ten langfristige Auftragseingänge 

plangemäß abgearbeitet werden, 

wenngleich eine Kundenzurückhal-

tung besonders im Ausbaubereich 

weiterhin andauert. Um die Erholungs-

tendenzen in den betroffenen Ge-

werken zu flankieren, sind nun z.B. für 

das Friseurhandwerk Anpassungen 

an den seit fünf Monaten geltenden 

Hygiene- und Infektionsschutzstan-

dards erforderlich. Angesichts wieder 

ansteigender Infektionszahlen haben 

die Verbände des Bäckerhandwerks 

in Nordrhein-Westfalen in der Initiative 

„Gemeinsam Corona stoppen – ge-

meinsam schützen“ zusammen mit 

der zuständigen Berufsgenossen-

schaft Hinweise für sicheres Verhalten 

während der Corona-Pandemie erar-

beitet, um den Schutz von Kundinnen 

und Kunden, aber auch den Schutz 

der Bäckerei-Beschäftigten sicherzu-

stellen. Mit eigenen Plakaten macht 

das Bäckerhandwerk zudem darauf 

aufmerksam, dass die Maske beim 

Einkaufen in diesen Zeiten einfach 

dazu gehört. z

2

Hans-Joachim Hering Landesinnungs-

meister des Fachverbandes Sanitär-

Heizung Klima NRW. 2014 wurde er 

zum Präsidenten des Unternehmerver-

bandes Handwerk NRW gewählt, der 

die Interessen von 31 Branchenfach-

verbänden des Handwerks mit mehr 

als 100.000 Innungsbetrieben in NRW 

vertritt. Gleichzeitig ist Hans-Joachim 

Hering auch Vizepräsident der Lan-

desvereinigung der Unternehmensver-

bände NRW (unternehmer nrw) und 

Vizepräsident der Dachorganisation 

HANDWERK.NRW. Ein wichtiges persön-

liches Anliegen ist dem Präsidenten 

der Arbeitgebervereinigung des nord-

rhein-westfälischen Handwerks die 

Stärkung der Innungen und der 

Abbau von Bürokratielasten für die Be-

triebe. Der Vorstand des Unternehmer-

verbandes Handwerk NRW (UVH) gra-

tuliert Hans-Joachim Hering auf das 

Herzlichste und wünscht seinem Präsi-

denten weiterhin viel Glück und Erfolg 

bei der Wahrnehmung seiner hand-

werklichen Ehrenämter und seiner viel-

seitigen Interessen. z

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes 

NRW, Prof. Dr. Andreas Pinkwart, während seiner Ansprache auf dem Geburts-

tagsempfang
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Handwerk begrüßt die Fortsetzung  
der Corona-Überbrückungshilfen 
Die ursprünglich nur für die Monate 
Juni bis August 2020 vorgesehene 
Corona-Überbrückungshilfe wird bis 
zum Jahresende 2020 verlängert. 
Somit können branchenunabhängig 
Unternehmen, Soloselbstständige 
und Angehörige der Freien Berufe zu 
erleichterten Bedingungen mit exis-
tenzsichernden Zuschüssen zu ihren 
betrieblichen Fixkosten rechnen. 
Dies gab NRW-Wirtschaftsminister 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart bekannt. 

Parallel verlängert die Landesregie-

rung die „NRW Überbrückungshilfe 

Plus“, mit der ein Teil der Kosten des 

privaten Lebensunterhalts aus Lan-

desmitteln gedeckt werden können. 

Hierbei erhalten Freiberufler, Solo-

selbstständige und im Unternehmen 

tätige Inhaber von Einzelunterneh-

men sowie Personengesellschaften 

mit bis zu 50 Mitarbeitern bis Jahres-

ende den fiktiven Unternehmerlohn in 

Höhe von monatlich 1.000 Euro. 

ZDH-Präsident Hans-Peter Wollsei-

fer: „Es ist mit Blick auf die langwieri-

gen Corona-Folgen gerade auch für 

Unternehmen im Handwerk eine rich-

tige Entscheidung, dass die Überbrü-

ckungshilfe bis Dezember 2020 verlän-

gert wird. Dabei entspricht es unseren 

Forderungen, dass jetzt als Anspruchs-

voraussetzung ein längerer Referenz-

zeitraum für die Ermittlung der Umsatz-

einbrüche zugrunde gelegt und der 

Zeitraum von bisher April und Mai auf 

die Monate April bis August erweitert 

wird. So können jetzt auch Unterneh-

men auf diese Zuschusszahlung zu-

rückgreifen, bei denen sich die Um-

satzeinbrüche erst zeitversetzt be-

merkbar gemacht haben. Es ist 

zudem sachgerecht, dass nun sowohl 

bei den Fixkosten wie auch den Per-

sonalkosten die Höchstersatzquoten 

angehoben worden sind.  

Aufgenommen wurde gleichfalls 

unsere Kritik an der bisherigen geson-

derten Deckelung der Überbrü-

ckungshilfe für sehr kleine Unterneh-

men, zu denen ja ein Großteil der 

Handwerksunternehmen zählt. Diese 

nicht begründbare, Kleinstunterneh-

men diskriminierende Sonderrege-

lung wird nun in der Verlängerungs-

phase endlich abgeschafft. 

Leider bleibt es jedoch dabei, 

dass Unternehmen die Kosten für die 

Beantragung dieses Liquiditätszu-

schusses durch die zwingende Einbe-

ziehung z.B. eines Steuerberaters oder 

eines Rechtsanwalts umfassend selbst 

tragen müssen, wenn der Antrag 

schlussendlich abgelehnt wird. Das 

kann weiterhin Unternehmen davon 

abhalten, überhaupt einen Antrag zu 

stellen. Das macht auch nur bedingt 

wett, dass bei der Schlussabrechnung 

nicht mehr nur zu viel gezahlte Über-

brückungshilfe zurückgezahlt werden 

muss, sondern auch Nachschüsse 

ausgezahlt werden, wenn die An-

rechnung zunächst zu vorsichtig war.“ 

Bei der Corona-Soforthilfe wurde 

das Rückmeldeverfahren im Juli von 

der Landesregierung angehalten, 

weil die Rückzahlungen viele Betriebe 

zu überfordern drohte. Inzwischen hat 

das Land hier nachgebessert und 

Möglichkeiten geschaffen, Personal-

kosten, Stundungen und zeitversetzte 

Zahlungseingänge von den Einnah-

men abzusetzen. 

Im Vergleich zum bisherigen Über-

brückungshilfeprogramm wird es ins-

besondere folgende Erleichterungen 

geben: 

Antragsberechtigt sind künftig 

Antragsteller, die entweder 

einen Umsatzeinbruch von mindes-–

tens 50 Prozent in zwei zusammen-

hängenden Monaten im Zeitraum 

April bis August 2020 gegenüber 

den jeweiligen Vorjahresmonaten 

oder einen Umsatzeinbruch von –

mindestens 30 Prozent im Durch-

schnitt in den Monaten April bis Au-

gust 2020 gegenüber dem Vorjah-

reszeitraum hatten. 

Die Deckelungsbeträge in Höhe –

von 9.000 Euro bzw. 15.000 Euro für 

kleine und mittlere Unternehmen 

werden gestrichen.Die Fördersätze 

werden erhöht. Erstattet werden 

fortan: 

90 Prozent der Fixkosten bei mehr –

als 70 Prozent Umsatzeinbruch (bis-

her 80 Prozent der Fixkosten), 

60 Prozent der Fixkosten bei einem –

Umsatzeinbruch zwischen 50 und 

70 Prozent (bisher 50 Prozent der 

Fixkosten) und 

40 Prozent der Fixkosten bei einem –

Umsatzeinbruch von mehr als 30 

Prozent (bisher bei mehr als 40 Pro-

zent Umsatzeinbruch). 

Die Personalkostenpauschale in Höhe 

von 10 Prozent der förderfähigen Kos-

ten wird auf 20 Prozent erhöht. 

Bei Fragen zur Überbrückungshilfe 

und zur NRW Überbrückungshilfe Plus 

steht eine Hotline des Ministeriums für 

Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 

und Energie des Landes NRW zur Ver-

fügung: Telefon: 02 11-79 56 49 96. z

3
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Ausbildungskonsens NRW:  
Chancen für junge Menschen auch in Pandemiezeiten sichern 
Die Corona-Krise hat bereits starke 
Spuren auf dem Ausbildungsmarkt 
hinterlassen. Die Folge ist jetzt, dass 
zum Ausbildungsstart 2020/2021 
noch unzählige Ausbildungsplätze im 
Handwerk unbesetzt sind.  

Jährlich werden im nordrhein-westfä-

lischen Handwerk rund 30.000 neue 

Ausbildungsverträge abgeschlossen. 

Zu Ende August 2020 haben die 

Handwerkskammern erst knapp 

22.000 Verträge registriert. Dies ist eine 

Veränderung zum Vorjahr in Höhe von 

–11,89 Prozent. Derzeit sind noch gut 

10.000 Ausbildungsplätze im Hand-

werk in NRW nicht besetzt. Dies zeigt 

das weiterhin sehr große Potenzial an 

Ausbildungsplätzen im Handwerk. In 

dieser Situation wird es immer wichti-

ger, Jugendliche zu erreichen, was 

aufgrund der Schließung der Schulen 

in der bisherigen Form nicht möglich 

war. Inzwischen gibt es zahlreiche di-

gitale Angebote, die junge Menschen 

bei der Berufsentscheidung unterstüt-

zen sollen. Es handelt sich dabei um 

Selbsterkundungstools und zahlreiche 

Angebote über die Vielfalt der einzel-

nen Ausbildungsberufe. Die Hand-

werkskammern in Nordrhein-Westfalen 

haben unter www.whkt.de/findedein 

handwerk eine Online-Plattform ein-

gerichtet, um die Kontaktaufnahme 

zu den Betrieben zu erleichtern  

Auch die Partner im Ausbildungs-

konsens rufen dazu auf, bei Berufs -

orientierungs-, Berufsberatungs- und 

Ausbildungsaktivitäten neue Wege  

zu gehen. Unter www.mags.nrw/aus 

bildungjetzt werden die besten Ideen 

vorgestellt.  Bei der Sitzung der nord-

rhein-westfälischen Spitzen im Ausbil-

dungskonsens wurde ein gemeinsa-

mes Handlungskonzept verabschie-

det, damit der Ausbildungsmarkt ab 

Herbst bei Bedarf zusätzlich gezielt 

dort unterstützt werden kann, wo be-

sondere Herausforderungen durch die 

Corona-Krise entstanden sind. Das 

Handlungskonzept umfasst unter an-

derem ein Fördervolumen in Höhe von 

bis zu 25 Millionen Euro aus dem Nach-

tragshaushalt des Landes. Zusätzlich 

hat das Land Vorkehrungen getroffen, 

eine Beschulung in vollzeitschulischen 

Bildungsgängen sicherzustellen. 

 Mit dem Handlungskonzept neh-

men die Partner sowohl Regionen in 

den Blick, in denen sich besondere 

Versorgungsprobleme aus Sicht der 

jungen Menschen abzeichnen, als 

auch solche, in denen es besondere 

Besetzungsprobleme aus Sicht der 

Ausbildungsbetriebe gibt. Des Weite-

ren wird die Sicherung der Fortsetzung 

der Ausbildung der Jugendlichen in 

den Blick genommen, deren Ausbil-

dungsverhältnisse aufgrund der Insol-

venz des Ausbildungsbetriebes nicht in 

ihrem Ausbildungs- oder einem ande-

ren Betrieb fortgeführt werden kann. 

Die darin vorgestellten Instru-

mente, die nach Bedarf und je nach 

Entwicklung des Ausbildungsmarktes 

eingesetzt werden sind unter ande-

rem: 

Aufstockung der Platzkapazitäten 

von Berufsausbildungen in einer au-

ßerbetrieblichen Einrichtung (BaE) um 

bis zu 30 Prozent 

verstärkte Einwerbung und Beset-–

zung von Einstiegsqualifizierungen 

(EQ) 

Förderung zusätzlicher personeller –

Matching-Kapazitäten zur Beset-

zung konkreter offener Ausbildungs-

plätze als Unterstützung für kleine 

und mittelständische Unternehmen 

Anregung zur Nutzung von Verbund-–

ausbildung und TZ-Ausbildung bei 

der Beratung von Ausbildungsbe-

trieben 

Beratung der Betriebe für einen –

möglichen Ausbildungsbeginn bis 

zum 31. Januar. 

bei Bedarf neuer Ausbildungsbeginn –

am 1. Februar für bestimmte Berufe 

verstärkte Berufsberatung an Berufs-–

kollegs durch die Bundesagentur für 

Arbeit (BA) und weitere Partner mit 

Unterstützung des MSB 

bei Bedarf Einführung von landes-–

geförderten trägergestützten Ausbil-

dungsplätzen zum Kalenderjahr-

Wechsel 

trägergestützte Ausbildung zur Fort-–

führung der Ausbildung, wenn die 

Aufnahmekapazitäten mit der Bun-

desförderung „Übernahmeprämie“ 

für Betriebe in bestimmten Bran-

chen nicht greifen kann. 

Der Ausbildungskonsens Nordrhein-

Westfalen ist das Spitzengremium von 

Landesregierung, Wirtschaft, Gewerk-

schaften, Kammern und dem Verband 

Freier Berufe Nordrhein-Westfalen, der 

Bundesagentur für Arbeit und den 

Kommunalen Spitzenverbänden, das 

wichtige Weichenstellungen im Be-

reich Berufsorientierung und Ausbil-

dung legt. Seit über 20 Jahren setzt er 

sich dafür ein, dass junge Menschen in 

Nordrhein-Westfalen, die ausgebildet 

werden wollen, eine größere Chance 

auf einen Ausbildungsplatz erhalten.z 
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UVH-Mitgliederversammlung am 20. November 2020  
mit IW-Tarifexperte Hagen Lesch in Köln 
Die diesjährige Mitgliederversamm-
lung des Unternehmerverbandes 
Handwerk NRW (UVH) findet am 
Freitag, 20. November 2020 um 10.00 
Uhr in der Handwerkskammer zu 
Köln statt.  

Im Mittelpunkt des turnusmäßigen 

Treffens aller Landesinnungs- und 

Fachverbände steht ein Referat des 

Tarifexperten des Instituts der Deut-

schen Wirtschaft, Hagen Lesch, zum 

Thema „Tarifpolitik unter dem Einfluss 

der Corona-Pandemie“.  

Hagen Lesch ist Leiter des Kom-

petenzfelds Tarifpolitik und Arbeitsbe-

ziehungen im Institut der deutschen 

Wirtschaft und Autor zahlreicher Ver-

öffentlichungen im Bereich der Tarif-

politik 

Im Anschluss an die Mitgliederver-

sammlung des Unternehmerverban-

des Handwerk NRW (UVH) findet um 

14.30 Uhr der NRW-Handwerksrat 

statt. z

6
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Abschlussveranstaltung Gesundheitscoach  
am 5. November 2020 in Düsseldorf 
Gemeinsam mit der IKK classic hat 
der Unternehmerverband Handwerk 
NRW im Jahr 2019 das Projekt „Ge-
sundheitscoach im Handwerk“ ge-
startet. Dabei wird ein Mitarbeiter 
zum Gesundheitscoach ausgebildet, 
der den Betriebsinhaber bei der ge-
sundheitsorientierten Gestaltung des 
Betriebs unterstützt.  

Der betriebliche Gesundheitscoach 

vermittelt Gesundheitsthemen im 

 Betrieb, gibt Anregungen zu gesund-

heitsförderndem Verhalten und berät 

bei der Einrichtung des Arbeitsplatzes. 

Die Resonanz auf das Pilotprojekt bei 

den Betrieben und den Mitarbeitern 

war bisher sehr positiv. Es haben Teil-

nehmer aus fünf unterschiedlichen 

Gewerken (Sanitär-Heizung-Klima, 

Zahntechniker, Tischler, Elektro und 

Dachdecker) an der Ausbildung zum 

Gesundheitscoach teilgenommen – 

womit ein breiter Querschnitt durch 

die Gewerke erreicht wurde. 

Aufgrund der Corona-Krise musste 

die Abschlussveranstaltung und damit 

auch die Überreichung der Zertifikate 

verschoben werden. Inzwischen steht 

fest, dass die Veranstaltung am 5. No-

vember 2020 im Courtyard Marriott 

Hotel Düsseldorf Hafen, Speditions-

traße 11 in Düsseldorf nachgeholt 

wird.  

Weitere Informationen zum Projekt 

gibt beim Unternehmerverband 

Handwerk NRW, Hauptgeschäftsführer 

Dr. Frank Wackers, E-Mail: wackers@ 

uvh-nrw.de. z
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unternehmer nrw: Präsident Arndt G. Kirchhoff im Amt bestätigt – 
Hans-Joachim Hering weiter Vizepräsident 
Die nordrhein-westfälischen Unter-
nehmer haben der Landespolitik ein 
sehr gutes wirtschaftspolitisches Kri-
senmanagement in der Corona-Pan-
demie bescheinigt. „Die Landespoli-
tik hat einen guten Job gemacht“, 
erklärte der in seinem Amt bestätigte 
Präsident der Landesvereinigung der 
Unternehmensverbände Nordrhein-
Westfalen (unternehmer nrw), Arndt 
G. Kirchhoff, auf dem Unternehmertag 
seiner Organisation in Düsseldorf. 
UVH-Präsident Hans-Joachim Hering 
wurde als Vizepräsident der nord-
rhein-westfälischen Unternehmer 
wiedergewählt. 

Selten sei der Austausch zwischen Wirt-

schaft und Politik so eng gewesen wie 

in dieser Krise. Schnelle und entschlos-

sene Maßnahmen hätten geholfen, 

bei Betrieben erste Not zu lindern und 

Insolvenzen abzuwenden. Kirchhoff 

betonte das besondere Verdienst von 

Ministerpräsident Armin Laschet, im 

Lockdown früher als andere die De-

batte über ein verantwortungsvolles 

Wiederhochfahren der Wirtschaft an-

geschoben zu haben. Ohne diesen 

Beitrag wäre die Öffnung von Ge-

schäften, Industrieunternehmen und 

vielen Dienstleistungsbereichen in 

Deutschland später erfolgt. „Das war 

mutig, richtig und wichtig“, sagte 

Kirchhoff. 

Nach Worten des NRW-Unterneh-

merpräsidenten bleibe die Sicherung 

von Unternehmen und Arbeitsplätzen 

die Kernherausforderung der nächs-

ten Monate. „Die Rückkehr in eine 

wirtschaftliche Normalität wird gerade 

für Nordrhein-Westfalen kein Selbstläu-

fer“, erklärte Kirchhoff. Im Wettbewerb 

der Wirtschafts- und Industriestandorte 

habe das Land noch einen gewalti-

gen Aufholprozess vor sich, der durch 

die Pandemie noch herausfordernder 

werde. Er forderte die Landesregie-

rung auf, auf ihrem innovations- und 

gründerfreundlichen Weg zu bleiben, 

beim Ausbau der digitalen und Ver-

kehrsinfrastruktur nicht nachzulassen, 

den Standort NRW fit für Zukunftsinves-

titionen zu machen und den Büro -

kratieabbau noch entschlossener 

 voranzutreiben. „Angesichts der dra-

matischen Wirtschaftskrise ist außer-

dem die schnelle Umsetzung der noch 

offenen Punkte aus dem Koalitionsver-

trag wichtiger denn je“, sagte Kirch-

hoff. 

Deutschland sei bisher insgesamt 

besser durch die Krise gekommen als 

andere, die Zwischenbilanz sei gut. Für 

eine Überbrückungszeit sei der Staat 

stark genug, die ökonomischen Le-

bensgrundlagen des Landes zu erhal-

ten. Die Spielräume hierfür hätten eine 

starke Wirtschaft und die solide Finanz-

politik mit ausgeglichenen Haushalten 

der vergangenen Jahre erst geschaf-

fen. „Wir sehen aber, dass die Luft dün-

ner wird, wenn die Wirtschaft nicht 

läuft, die Staatsausgaben durch die 

Decke gehen und die Staatseinnah-

men in den Keller stürzen“, so Kirchhoff. 

Umso wichtiger sei es jetzt, den Wirt-

schafts- und Industriestandort endlich 

wieder fit für die Zukunft zu machen. 

Schon vor der Krise habe Deutschland 

an Wettbewerbsfähigkeit verloren. 

Teure Strompreise, hohe Unterneh-

menssteuern, steigende Sozialabga-

ben und zu viel Bürokratie hätten den 

Standort geschwächt. „Hier besteht 

Handlungsbedarf, zumal viele andere 

Länder genau hier ansetzen werden, 

um ihre Wirtschaft wieder in Schwung 

zu bringen“, betonte Kirchhoff. Wer 

hierzulande jetzt noch über neue Be-
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lastungen für die Wirtschaft rede, 

habe elementare ökonomische Zu-

sammenhänge nicht begriffen. 

In der dem Unternehmertag vo-

rausgegangenen Mitgliederversamm-

lung hatten die nordrhein-westfäli-

schen Unternehmer Arndt G. Kirchhoff 

für zwei weitere Jahre zu ihrem Präsi-

denten gewählt. Kirchhoff ist CEO der 

KIRCHHOFF Automotive GmbH & Co 

KG mit Sitz in Iserlohn und war im Jahr 

2016 zum Präsidenten der Landesver-

einigung der Unternehmensverbände 

Nordrhein-Westfalen (unternehmer 

nrw) gewählt worden. Er ist zudem Vi-

zepräsident der Bundesvereinigung 

der Deutschen Arbeitgeberverbände 

(BDA) und Mitglied im Präsidium des 

Bundesverbandes der Deutschen In-

dustrie (BDI). Der Unternehmer aus At-

tendorn ist außerdem Präsident des 

Verbandes der Metall- und Elektro-In-

dustrie Nordrhein-Westfalen (METALL 

NRW) und zugleich Vizepräsident von 

Gesamtmetall. 

Der Präsident des Unternehmer-

verbandes Handwerk NRW (UVH), 

Hans-Joachim Hering, wurde bei den 

Neuwahlen des Vorstandes von unter-

nehmer nrw einstimmig in seinem Amt 

als Vizepräsident bestätigt. z
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Kommunalpolitisches Forum mit Ministerin Ina Scharrenbach 

Anlässlich der nordrhein-westfäli-
schen Kommunalwahlen und unter 
Berücksichtigung der für das Hand-
werk vielfältigen kommunalpoliti-
schen Herausforderungen haben 
sich die Spitzengremien von Hand-
werk NRW im Rahmen einer Video-
konferenz mit der für Heimat, Kom-
munales, Bau und Gleichstellung 
zuständigen NRW-Landesministerin 
Ina Scharrenbach ausgetauscht.  

Präsident Andreas Ehlert nutzte in sei-

ner Begrüßung die Gelegenheit, auf 

Kernforderungen von Handwerk NRW 

aufmerksam zu machen, die bereits zu 

Jahresbeginn in den „Erwartungen 

des nordrhein-westfälischen Hand-

werks an die Kommunalwahlen 2020“ 

verabschiedet und jüngst im Ange-

sicht der Corona–Pandemie nochmals 

aktualisiert worden waren. Im Mittel-

punkt stand die Sorge um die zuneh-

mende wirtschaftliche Betätigung der 

Stadtwerke und Kommunen, die Frage 

einer Bestandskraft aktueller Erleichte-

rungen im kommunalen Vergaberecht 

und die finanzielle Ausstattung, Abga-

ben- und Investitionspolitik der Kom-

munen. Als lokale „Wirtschaftsmacht 

von nebenan“ erfülle das Handwerk 

bedeutende Funktionen als Ausbilder, 

Arbeitgeber und Unternehmer vor Ort 

und habe aus diesem Grund ein be-

sonderes Interesse an den wirtschafts-

politischen Rahmenbedingungen, die 

von den Kommunen gestaltet werden 

können. 

Der Vorsitzenden des Kommunal-

politischen Ausschusses und Präsident 

des WHKT Hans Hund rückte Defizite 

der Digitalisierung der öffentlichen Ver-

waltung in den Mittelpunkt seiner Aus-

führungen. Gerade in den letzten 

 Wochen und Monaten habe das 

Handwerk beobachten können, dass 

viele Verwaltungsbereiche den digita-

len Erwartungen an eine kontaktfreie 

kommunale Aufgabenerfüllung für 

ihre Bürger und Unternehmen – noch 

– nicht gerecht würden.  

Ministerin Scharrenbach dankte 

der Dachorganisation Handwerk NRW 

für die enge Begleitung und Hinweise 

in den aufgerufenen Themen, und un-

terstrich, dass die Landesregierung auf 

eine Krisenbewältigung und starke In-

vestitionstätigkeit der öffentlichen 

Hand ohne Steuer- und Abgabener-

höhung hinwirken wolle. Zum Problem 

der aus Handwerkssicht wettbewerbs-

widrigen Aktivitäten vieler Kommunal-

unternehmen in privatwirtschaftlichen 

Märkten rund ums Gebäude und die 

(E-)Mobilität sagte die Kommunalmi-

nisterin eine eingehende Prüfung zu. 

Sie hielt sich auch ausdrücklich ein ge-

setzgeberisches Eingreifen als Option 

offen, falls es nicht zu einer Klärung der 

offenen Fragen zwischen Handwerk 

und kommunalen Unternehmen 

komme. Mit Blick auf die Digitalisierung 

der Verwaltungs-Schnittstellen zur Wirt-

schaft wies Scharrenbach auf die 

Komplexität der Arbeitsvorgänge ge-

rade bei Genehmigungsverfahren 

und gute Fortschritte bei modellhaften 

Testprojekten der Regierung in diesem 

und anderen Behördenbereichen hin.  

Eine vertiefende Diskussion mit 

den per Videoleitung zugeschalteten 

Repräsentanten der Handwerksver-

bände beschloss das diesjährige Kom-

munalpolitische Forum. z
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Bürokratieentlastung im Handwerk – Anregungen des 
Unternehmerverbandes Handwerk NRW für das  
Entfesselungspaket VI der Landesregierung 

Der Vorstand des Unternehmerver-
bandes Handwerk NRW (UVH) hat 
zahlreiche Anregungen für das Ent-
fesselungspaket VI der Landesregie-
rung verabschiedet. Die Zusammen-
stellung enthält Hinweise aus 
unterschiedlichen Branchen des 
Handwerks, deren Betriebe seit Jah-
ren einen Aufbau von Bürokratie- und 
Dokumentationspflichten beobach-
ten und beklagen. Bei vielen Gele-
genheiten hat der Unternehmerver-
band Handwerk NRW auf diese die 
für die Betriebe kritische Entwicklung 
aufmerksam gemacht.  

UVH-Hauptgeschäftsführer Dr. Frank 

Wackers: „Die Landesregierung von 

Nordrhein-Westfalen ist mit der Entfes-

selungsoffensive und den Entfesse-

lungspaketen zum Abbau unnötiger 

und belastender Vorschriften für Wirt-

schaft, Verwaltung und Gesellschaft 

bereits mit gutem Beispiel vorange-

gangen. Hervorzuheben sind dabei 

insbesondere die Abschaffung der Hy-

gieneampel oder die Änderungen 

am Tariftreue- und Vergabegesetz. 

Trotz des aktuellen Vorrangs der Maß-

nahmen zur Bekämpfung der Corona-

Pandemie muss der Bürokratieabbau 

fortgesetzt und auf weitere Bereiche 

ausgeweitet werden. Um weitere An-

regungen für kommende Entfesse-

lungspakete der Landesregierung zu 

geben, hat der Unternehmerverband 

Handwerk NRW deshalb die Vor-

schläge der Branchenfachverbände 

zum Bürokratieabbau in ein Papier zu-

sammengeführt, das wir dem Ministe-

rium für Wirtschaft, Wirtschaft, Innova-

tion, Digitalisierung und Energie des 

Landes NRW überreicht haben. Wir 

freuen uns, dass wir in Kürze Gelegen-

heit haben werden, unsere Vorschläge 

in einem Gespräch mit den Vertretern 

des Ministeriums zu erläutern.“ 

Bürokratie ist ein ernstes Problem 

für die deutsche Wirtschaft. Die Ge-

samtkostenbelastung der Unterneh-

men durch Bürokratie wird auf 46 Mil-

liarden Euro geschätzt; hiervon 

entfallen 84 Prozent auf kleine und 

mittlere Unternehmen. Die Zunahme 

im Umfang des  Bundesgesetzblattes 

von ca. 1000 Seiten in den fünfziger 

Jahren auf aktuell über 3.700 Seiten 

kann als Symbol für die Bürokratisie-

rung unseres Rechtsstaates dienen. 

Landesgesetze, kommunale Satzun-

gen sowie die Verordnungen der Euro-

päischen Union sind hier wohlgemerkt 

nicht mit eingerechnet. Als besonders 

stark wird die Bürokratie in den Berei-

chen Steuern, Sozial- und Arbeitsrecht 

empfunden. Aber auch die Statistik, 

das Umweltrecht und der Bereich der 

Genehmigungen und Produktanfor-

derungen belasten viele Unterneh-

men unnötig. Dringend erforderlich ist 

deshalb ein systematischer Ansatz zur 

Entbürokratisierung. Die Bausteine 

einer mittelfristigen, ordnungspolitisch 

orientierten Strategie zum Bürokratie-

abbau heißen: Effizientere Verfahren, 

Schaffung von Anreizen und Wettbe-

werb und Mut zur Generalisierung. 

Viele Regelungen und viele Gesetzes-

vorhaben fallen naturgemäß nicht 

immer in die Zuständigkeit des Landes. 

Sie kommen aus der Feder der Kom-

munen, des Bundes oder der Europäi-

schen Union. Es nutzt aber nichts, 

wenn jede Ebene auf die jeweils an-

dere Ebene verweist. Notwendig ist 

auch ein politisches Umdenken und 

eine stärkere Berücksichtigung klein-

betrieblicher Belange bei der Gesetz-

gebung auf allen Ebenen. Jedes Ge-

setz sollte auf seine Folgen für die 

Betriebe überprüft werden, so wie es 

das Mittelstandsförderungsgesetz in 

Nordrhein-Westfalen in der Mittel-

standsverträglichkeitsprüfung von Lan-

desgesetzen eigentlich auch schon 

jetzt vorsieht. Im Hinblick auf das für 

dieses Jahr angekündigte Entfesse-

lungspaket VI zum Abbau von Infor-

mations-, Dokumentations- und Aufbe-

wahrungspflichten werden seitens des 

Unternehmerverbandes Handwerk 

NRW folgende Maßnahmen vorge-

schlagen: 

Kleine Bauvorlagenberechtigung 
Eine wirksame Maßnahme zur Ent-

bürokratisierung im Genehmigungsbe-

reich ist die „Kleine Bauvorlagenbe-

rechtigung“ für Handwerksmeister. 

Entsprechende Regelungen zur Bau-

vorlageberechtigung bestehen be-

reits in acht anderen Bundesländern 

und tragen dazu bei, dass das Bauen 

einfacher und preiswerter wird. Bedau-

erlicherweise wurde bei der letzten 

Novellierung der BauO NRW eine Bau-

vorlageberechtigung für entspre-

chend qualifizierte Handwerksmeister-

innen und -meister trotz unserer mit 

Nachdruck erhobenen Forderung 

nicht eingeführt.  Gerade Meisterinnen 
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und Meister des Maurer- und Beton-

bauer-Handwerks sowie des Zimmerer-

Handwerks verfügen über die notwen-

dige Qualifikation, die es rechtfertigt, 

eine Bauvorlageberechtigung für 

Wohngebäude der Gebäudeklassen 

1 bis 3 einzuräumen. Da es die „Kleine 

Bauvorlageberechtigung“ zurzeit 

schon in den Bundesländern Bayern, 

Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg, 

Bremen, Hessen, Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein gibt, ist es für Hand-

werksbetriebe in NRW  schwer ver-

ständlich, dass ein hoch-qualifizierter 

Betrieb in Niedersachsen Bauvorlagen 

für ein Einfamilienhaus, das er vollstän-

dig selbst geplant hat, erstellen kann, 

nicht aber im benachbarten Nord-

rhein-Westfalen. Für die „Kleine Bau-

vorlageberechtigung“ spricht auch, 

dass der Bauherr alle Leistungen von 

der Entwurfsverfassung über die  Aus-

führungsplanung bis hin zur Bauaus-

führung aus einer Hand erhält.  Da-

durch können die Bauprozesse 

optimiert werden, die Baukosten ge-

mindert, die Baukonjunktur belebt und 

entsprechende Steuereinnahmen ge-

neriert werden.  In den Ländern, wo es 

die „Kleine Bauvorlageberechtigung“ 

bereits gibt, hat sich diese durchaus 

bewährt.   Die Regelungen in diesen 

Bundesländern haben dort zur Entbü-

rokratisierung, zur Beschleunigung und 

zur Kostenreduzierung von einfachen 

Bauvorhaben beigetragen. Es ist 

weder zu einer Niveauabsenkung 

noch zu einer Gefährdung von Ver-

braucherinteressen oder Sicherheits-

standards gekommen. Auch das 

immer wieder vorgebrachte Argu-

ment, dass es keinen entsprechenden 

Versicherungsschutz für gleichzeitig 

planende und bauende Handwerks-

betriebe gäbe, ist nicht stichhaltig. 

 Bisher ist diese Problematik in den 8 

Bundesländern mit „Kleiner Bauvorla-

geberechtigung“ nicht erkennbar. Das 

Baugewerbe NRW will mit seiner For-

derung in keiner Weise in genuine Auf-

gabenfelder von bauvorlageberech-

tigten Architektinnen und Architekten 

und Ingenieurinnen und Ingenieuren 

eingreifen. Auf eine gute Zusammen-

arbeit mit diesen Berufsgruppen wird 

von uns großer Wert gelegt. Insbeson-

dere die Bauvorlageregelungen für 

größere Vorhaben werden von uns als 

ausschließliche Aufgabe von Architek-

tinnen und Architekten und Ingenieu-

rinnen und Ingenieuren nicht in Frage 

gestellt. 

Abschaffung der Gebühren für 
Regelkontrollen im Lebensmittel-
handwerk 

Die Pflichtgebühr für nichtanlass-

bezogene Kontrollen führt zu unver-

hältnismäßigen Belastungen für klei-

nere und mittlere Unternehmen aus 

dem Lebensmittelhandwerk. Kosten-

steigerungen können vom regional 

aufgestellten Lebensmittelhandwerk 

wegen des Preiswettbewerbs mit Dis-

countern und großflächigem Einzel-

handel nicht einfach an die Ver -

braucherinnen und Verbraucher 

weitergegeben werden. Zudem wird 

der eigentlich gewünschte Dialog zur 

Verbesserung bestimmter Hygiene-

maßnahmen zwischen Kontrollbeam-

ten und Lebensmittelunternehmen 

wegen der Kostenabrechnung im 

Viertelstundentakt kaum noch stattfin-

den. Wir appellieren deshalb an die 

Landesregierung die, zu der früheren 

Regelung zurückzukehren oder die 

Gebühren für Regelkontrollen im Le-

bensmittelhandwerk ganz abzuschaf-

fen. 

Registrierkassen – Bonausgabe-
pflicht 

Die Belegausgabepflicht ist für alle 

bargeldintensiven Unternehmen in der 

Abgabenordnung seit dem 1.1.2020 

verbindlich geregelt. Dies bedeutet, 

dass zu jedem Verkauf, ungefragt, ein 

Beleg ausgedruckt und dem Kunden 

zur Verfügung gestellt werden muss; 

ganz gleich, ob der Kunde einen sol-

chen Bon haben möchte. Um zu ver-

hindern, dass Umsätze nicht ordnungs-

gemäß kassiert werden, ist eine 

zusätzliche Belegausgabepflicht, die 

den Papierverbrauch steigert und den 

Bedienvorgang verlangsamt, auf-

grund der Sicherung der Geschäfts-

vorfälle durch eine zertifizierte techni-

sche Sicherungseinrichtung an den 

Kassen nicht erforderlich. Wir gingen 

zunächst davon aus, dass sich durch 

das große Medienecho, das dieses 

Thema erfahren hat, Änderungen in 

der Durchführung des Gesetzes erge-

ben würden. Eine pragmatische Er-

leichterung könnte dabei die Einfüh-

rung einer Bagatellgrenze von 10 Euro 

sein. Leider hält das Bundesfinanzmi-

nisterium bisher unverändert an der 

Belegausgabepflicht fest. Wir bitten 

daher die Landesregierung um eine 

Bundesratsinitiative zur Einführung 

einer Bagatellgrenze. 

Dokumentationspflichten 
Die Dokumentationspflichten aus 

verschiedenen Gesetzen tragen we-

sentlich zur Bürokratiebelastung unse-

rer Betriebe bei. Eindeutig auf Platz 1 

der Belastungen stehen die Dokumen-

tationspflichten der Datenschutz-

grundverordnung. Sie sind äußerst um-

fangreich und kompliziert und 

überfordern viele Handwerksbetriebe 

branchenübergreifend. Konkret be-

darf es Erleichterungen bei den Infor-

mationspflichten, der Auftragsverarbei-

tung und der Zertifizierung sowie 

wirksamer Ausnahmen bei Dokumen-

tationspflichten. Gleiches gilt für die  

gesetzlichen Hinweis- und Informati-

onspflichten. Die Notwendigkeit, einen 

Datenschutzbeauftragten zu bestel-
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len, stellt für viele Betriebe ebenso 

eine Belastung dar wie die Sorge vor 

Abmahnungen wegen kleinster for-

meller Verstöße. Bisher haben gem. 

§ 38 Abs. 1 S. 1 BDSG nichtöffentliche 

Stellen einen Datenschutzbeauftrag-

ten zu benennen, wenn in der Regel 

mindestens 10 Personen ständig mit 

der automatisierten Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten beschäftigt 

werden. Diese Mindestanzahl sollte auf 

50 Personen erhöht werden. In Betrie-

ben, die keinen Datenschutzbeauf-

tragten benötigen, sollte das schriftli-

che Verarbeitungsverzeichnis und das 

Dokumentieren von technischen und 

organisatorischen Maßnahmen entfal-

len. Zur zügigen Umsetzung der Erleich-

terungen bitten wir um Unterstützung 

des Antrages des Bundeslandes 

 Niedersachsen zu einer Entschließung 

des Bundesrates zur Änderung daten-

schutzrechtlicher Bestimmungen 

(Drucksache 144/19). 

Auch im Bereich des Arbeitsschut-

zes und der Arbeitsstättenverordnung 

wurden die Dokumentationspflichten 

in den letzten Jahren immer weiter er-

höht. Inzwischen muss für nahezu jede 

Situation eine schriftliche Gefähr-

dungsbeurteilung erstellt werden. Die 

Mitarbeiter müssen über alle erdenkli-

chen Gefahren aufgeklärt und unter-

wiesen werden. Auch dies ist wiede-

rum schriftlich zu dokumentieren. Die 

novellierte Arbeitsstättenverordnung 

umfasst überdies eine Vielzahl überzo-

gener Anforderungen an die Ausstat-

tung von Arbeitsplätzen und Sozialräu-

men. 

Die seit 2015 bestehenden Auf-

zeichnungs- und Aufbewahrungs-

pflichten nach dem Mindestlohnge-

setz zwingen rund 9 Millionen 

Arbeitnehmer täglich, ihre Arbeits- und 

Pausenzeiten zu notieren. Die damit 

verbundenen Mehrkosten liegen nach 

vorsichtigen Schätzungen im dreistel-

ligen Millionenbereich. Bei den regel-

mäßigen Prüfungen der Entgeltab-

rechnungen durch die Deutsche 

Rentenversicherung und anderer So-

zialversicherungsträger findet eine 

ausreichende Kontrolle der Einhaltung 

des Mindestlohnes statt. Deshalb soll-

ten für allgemeinverbindliche tarifver-

tragliche Mindestentgelte Grenzen 

eingeführt werden, ab der keine Auf-

zeichnungspflichten mehr bestehen. 

Die Mindestlohndokumentation ist da-

rüber hinaus generell zu vereinfachen, 

hier insbesondere die Dokumentation 

der Arbeitszeiten. 

Auch das 2018 in Kraft getretene 

Entgelttransparenzgesetz enthält eine 

Vielzahl von zusätzlichen Informations- 

und Berichtspflichten, die zu einem er-

heblichen Mehraufwand für die Unter-

nehmen führen. 

Aufbewahrungspflichten 
Erforderlich ist ein neuer politischer 

Anlauf zur Verkürzung der steuerrecht-

lichen Aufbewahrungsfristen (10 

Jahre) von Buchungsbelegen, Liefer-

scheinen, Rechnungen und EC-Bele-

gen. Wir bitten die Landesregierung 

um eine erneute Bundesratsinitiative 

zur Verkürzung der Aufbewahrungs-

pflichten. 

GoBD 
Die Grundsätze zur ordnungsmäßi-

gen Führung und Aufbewahrung von 

Büchern, Aufzeichnungen und Unter-

lagen in elektronischer Form sowie 

zum Datenzugriff (GoBD) sind eine Ver-

waltungsanweisung des Bundesminis-

terium der Finanzen der Bundesrepu-

blik Deutschland. Die Regelungen zum 

Umgang mit elektronischen Rechnun-

gen sind für Handwerksbetriebe unnö-

tig kompliziert und erfordern erhebli-

chen zusätzlichen Aufwand und 

verursachen Kosten. Um elektronische 

Rechnungen als Empfänger nutzen zu 

dürfen, müssen zuerst Softwarelösun-

gen angeschafft und gepflegt wer-

den, dazu kommen Kosten für die 

Schulung des Personals. Gerade klei-

nere Betriebe wollen das oft nicht, 

werden aber von Lieferanten immer 

mehr gedrängt, solche Lösungen für 

viel Geld einzurichten. Das Problem 

wäre leicht zu beheben, indem das 

Ausdrucken einer elektronisch erhalte-

nen Rechnung und die Behandlung 

dieses Ausdrucks wie eine schriftlich 

erhaltene Rechnung gestattet würde. 

Dadurch kann einerseits der Versender 

das elektronische Verfahren nutzen, 

andererseits der Empfänger weiterhin 

mit der Papierrechnung arbeiten. 

Wenn eine Papierrechnung geprüft 

werden soll, ist es für die Finanzbehör-

den eigentlich irrelevant, ob der Rech-

nungsersteller die Rechnung aus-

druckt und per Post verschickt, oder 

ob erst beim Empfänger ausgedruckt 

wird. Gerade für kleinere Betriebe be-

deutet die derzeitige Pflicht zur elek-

tronischen Aufbewahrung aber erheb-

lichen Mehraufwand. Für Betriebe 

muss daher die Möglichkeit geschaf-

fen werden, elektronisch erhaltene 

Rechnungen auszudrucken und dann 

in jeglicher Hinsicht (Aufbewahrung 

etc.) zu behandeln, als wären sie in 

Papierform eingegangen. 

Statistische Meldepflichten 
Die Gewinnung der erforderlichen 

Daten durch die Statistikabfrage des 

Statistischen Bundesamtes und der 

Statistischen Landesämter muss belas-

tungsärmer gestaltet werden. Es sollte 

eine Mindestgröße für die Betriebe 

eingeführt werden, aber der eine Teil-

nahme an der Statistik verpflichtend 

ist. Die zu erhebenden Daten müssen 

so gestaltet sein, dass der Betrieb sie 

ohne allzu großen Aufwand ermitteln 

und übertragen kann. Die Möglichkei-

ten der elektronischen Datenerfassung 



UVH NRW | Georg-Schulhoff-Platz 1 | 40221 Düsseldorf | Telefon: (02 11) 30 82 36 | www.uvh-nrw.de 13

und -verknüpfung müssen ausgewei-

tet und vertieft werden. Insgesamt soll-

ten Aufwand und Nutzen zueinander 

in einem vernünftigen Verhältnis ste-

hen, um den Koordinations- und Ver-

waltungsaufwand in den Betrieben 

möglichst gering zu halten. 

Freie Berufsschulwahl für Ausbil-
dungsbetrieb auch über die Bundes-
landgrenzen hinweg 

Gemäß § 46 Abs. 5 (Schulgesetz 

NRW) hat jeder Ausbildungsbetrieb 

den Anspruch, dass seine Auszubilden-

den das zum Ausbildungsbetrieb 

nächstgelegene Berufskolleg besu-

chen können, in dem eine entspre-

chende Fachklasse eingerichtet ist. Mit 

Einverständnis des Ausbildungsbetriebs 

kann ein Auszubildender ein anderes, 

insbesondere wohnortnäheres Berufs-

kolleg, an dem eine entsprechende 

Fachklasse eingerichtet ist, besuchen. 

Das ist geltendes Landesrecht. Für Aus-

bildungsbetriebe und Auszubildende 

mit grenznaher Lage zu anderen Bun-

desländern ist die Fachklasse einer Be-

rufsschule oft viel näher, darf aber 

nicht besucht werden. Das Land NRW 

verbietet das vom Grundsatz her, kann 

jedoch im Einzelfall erlauben, dass ein 

„Landeskind“ in einem anderen Bun-

desland unterrichtet wird. Vor dem 

Hintergrund der demographischen 

Entwicklung und der damit einherge-

henden Konzentration von Berufs-

schulstandorten ist diese formale Ein-

schränkung nicht zumutbar. Hier ist das 

Land gefragt, in Abstimmung mit den 

benachbarten Bundesländern zu Re-

gelungen zu kommen, die eine länder-

übergreifende Wahlmöglichkeit für 

 solche Fälle vorsehen, sofern die auf-

nehmenden Berufsschulen dafür Ka-

pazitäten haben. 

Weiterbildungspflichten 
Seit 2014 gelten nach dem Berufs-

kraftfahrerqualifikationsgesetz umfang-

reiche Weiterbildungspflichten für 

 Fahrer, deren Fahrertätigkeit die 

Haupttätigkeit ihrer Beschäftigung 

darstellt. Diese Weiterbildungspflichten 

mögen für hauptamtliche Berufskraft-

fahrer, die bundes- oder europaweit 

unterwegs sind, sinnvoll sein. Sie sind je-

doch völlig überzogen für Kraftfahrer, 

die lediglich regionale Fahrten vor-

nehmen. Die Weiterbildung ist mit 

einem erheblichen Aufwand von ins-

gesamt 35 Unterrichtsstunden zu je 60 

Minuten verbunden. Dies entspricht 

einem fünftägigen Lehrgang, der auf 

Seiten der Arbeitgeber zu erheblichen 

Lohnfortzahlungskosten führt. Hinzu 

kommen die Kosten für die Weiterbil-

dungsseminare und die Umsatzeinbu-

ßen durch das Fehlen der Kraftfahrer 

im Betrieb. Die Weiterbildungspflicht 

nach dem Berufskraftfahrerqualifikati-

onsgesetz sollte deshalb reduziert wer-

den. 

Branchenspezifische Anliegen 
Die Regelungen der Gewerbeab-

fallverordnung sollten dringend ent-

schlackt und auf ein vertretbares Maß 

reduziert werden. Es kann nicht sein, 

dass auf der kleinsten Baumaßnahme 

die anfallenden Abfälle in 10 verschie-

dene Fraktionen getrennt und darü-

ber auch noch Dokumentationen er-

stellt werden müssen. Dentalbeutel 

sollen keiner Systembeteiligungs- und 

Registrierungspflicht beim „Der Grüne 

Punkt – Duales System Deutschland 

GmbH (DSD)“ unterliegen. z
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Johannes Pöttering neuer 
Hauptgeschäftsführer von 
unternehmer nrw 

Ein Generationswechsel wurde in 

der Hauptgeschäftsführung der Lan-

desvereinigung der Unternehmensver-

bände NRW vollzogen. Zum neuen 

Hauptgeschäftsführer von unterneh-

mer nrw bestimmte die Mitgliederver-

sammlung Johannes Pöttering (43). 

Pöttering, bisheriger stellvertretender 

Hauptgeschäftsführer von unterneh-

mer nrw, ist Nachfolger von Dr. Luitwin 

Mallmann (64), der bis zu seinem Ein-

tritt in den Ruhestand Ende 2021 

Hauptgeschäftsführer von METALL 

NRW bleibt. 

Johannes Pöttering absolvierte ein 

Studium der Rechtswissenschaften an 

der Universität Osnabrück und war 

von 2008 bis 2011 Referent des Haupt-

geschäftsführers bei METALL NRW. Seit 

2011 arbeitet der Rechtsanwalt für die 

nordrein-westfälischen Unternehmens-

verbände und wurde 2014 zum stell-

vertretenden Hauptgeschäftsführer 

des Verbandes bestellt. 

Die Spitzenorganisation der nord-

rhein-westfälischen Wirtschaft vertritt 

die Anliegen von 129 Mitgliedsverbän-

den mit 80.000 Betrieben und mehr als 

drei Millionen Beschäftigten. 

Dr. Jürgen Kossowski verstorben 
Der Unternehmerverband Hand-

werk NRW trauert um seinen langjäh-

rigen Mitarbeiter  Dr. Jürgen Kossowski, 

der am 13. August 2020 im Alter von 65 

Jahren verstorben ist. 

Dr. Jürgen Kossowski war seit 1994 

für die nordrhein-westfälische Hand-

werksorganisation tätig. Nach einer 

Qualifizierung zum Umweltreferenten 

war der Diplom-Chemiker beim Zen-

trum für Umwelt und Energie der 

Handwerkskammer Düsseldorf im 

 Bereich Beratung und Projektmanage-

ment beschäftigt. Nach einer 2-jähri-

gen Tätigkeit bei der Messegesell-

schaft des Handwerks war er seit 2001 

für das Management-Center Hand-

werk der Landes-Gewerbeförderungs-

stelle des NRW Handwerks im Bereich 

Finanz- und Projektcontrolling in Ober-

hausen tätig. Seit April 2005 war er 

beim Unternehmerverband Handwerk 

NRW als Projektkoordinator tätig. Auch 

nach seinem gesundheitsbedingten 

Ausscheiden im Mai 2009 blieb er dem 

Unternehmerverband Handwerk NRW 

bis zuletzt als Mitarbeiter und Berater 

eng verbunden. 

Wir werden unserem verdienten 

Kollegen Dr. Jürgen Kossowski ein eh-

rendes Andenken bewahren. z 
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Gesetzentwurf zur Modernisierung 
der Sozialversicherungswahlen  

Das Bundeskabinett hat einen Ge-

setzentwurf zur Modernisierung der So-

zialversicherungswahlen verabschie-

det. Mit dem Gesetz sollen die 

Selbstverwaltung gestärkt und die So-

zialversicherungswahlen modernisiert 

werden. Erleichtert wird unter ande-

rem der Zugang zu Gremien und Wah-

len: So sind künftig weniger Unterstüt-

zerunterschriften für Vorschlagslisten 

notwendig und die Frist für die Listen-

zusammenlegungen wird zeitlich be-

grenzt. Die Pflicht zur Dokumentation 

des Listenaufstellungsverfahrens sorgt 

für mehr Transparenz im Vorfeld der 

Wahl. Zudem sollen Frauen und Män-

ner künftig möglichst zu je mindestens 

40 % auf den Listen zu den Wahlen der 

Selbstverwaltungsorgane der Unfall- 

und Rentenversicherungsträger be-

rücksichtigt werden. Geschaffen wird 

zudem ein Anspruch auf Fortbildungs-

urlaub für ehrenamtliche Selbstverwal-

ter. 

Im Vergleich zum Referentenent-

wurf wird an keiner starren Geschlech-

terquote bei den Sozialwahlen festge-

halten, sondern lediglich ein Soll-Vor-

schrift erlassen. In begründeten Aus-

nahmefällen kann so von der Quote 

abgewichen werden. 

Um den Bekanntheitsgrad der So-

zialversicherungswahlen zu steigern, 

die Wahlbeteiligung zu erhöhen, die 

Transparenz des Wahlverfahrens zu er-

höhen und den Frauenanteil in der 

Selbstverwaltung zu erhöhen, sind fol-

gende Maßnahmen geplant: 

Verbesserungen der Rahmenbedin-–

gungen für die Ausübung des Eh-
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Gesetzesänderungen und -initiativen 

Aus den Verbänden 
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renamts durch Einführung eines ge-

setzlichen Freistellungsanspruch um 

eine Kollision von Ehrenamtstätigkeit 

und Arbeitsverpflichtung zu verhin-

dern und eines Urlaubsanspruch für 

angemessene Fort- und Weiterbil-

dung der ehrenamtlichen Selbstver-

waltungsmitglieder  

Aufhebung der Fünfprozentklausel –

wegen verfassungsrechtlicher Be-

denken 

Absenken des Unterschriftenquo-–

rum auf 1.000 einzuholende Unter-

schriften, um auch bislang nicht in 

der Selbstverwaltung vertretenen 

Organisationen den Zugang zu den 

Wahlen zu erleichtern 

Aufhebung der Möglichkeit, Listen-–

verbindungen einzugehen 

Vorgaben zu den Listenaufstellungs-–

verfahren, um Transparenz zu erhö-

hen 

Ausweitung der Geschlechterquote –

von 40 Prozent auf alle Sozialversi-

cherungsträger 

Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit des –

Bundeswahlbeauftragten 

Entwurf des 
Arbeitsschutzkontrollgesetzes 

Das Bundeskabinett hat einen Ge-

setzentwurf zur Verbesserung des Voll-

zugs im Arbeitsschutz (Arbeitsschutz-

kontrollgesetz) auf den Weg gebracht. 

Das Gesetz soll geordnete und sichere 

Arbeitsbedingungen in der Fleischin-

dustrie herstellen. Darüber hinaus legt 

es bundesweit einheitliche Regeln zur 

Kontrolle der Betriebe und zur Unter-

bringung der Beschäftigten auch in 

anderen Branchen fest.  

Der Gesetzentwurf umfasst unter 

anderem folgende Regelungen: 

Es wird verboten, Fremdpersonal im –

Kerngeschäft der Fleischindustrie 

einzusetzen. Der Schlachthofbetrei-

ber ist für alle Arbeitnehmer in sei-

nem Kerngeschäft zuständig. Dies 

gilt für Werkverträge ab dem 1. Ja-

nuar 2021, für Leiharbeit ab dem 

1. April 2021. Ausgenommen hiervon 

sind nur Unternehmen des Fleischer-

handwerks mit bis zu 49 tätigen Per-

sonen. 

Es werden für die Bundesländer ein-–

heitliche verbindliche Kontrollquo-

ten gelten und es soll Schwerpunkt-

kontrollen in Risikobranchen geben. 

Durchgeführt werden die Kontrollen 

durch die Arbeitsschutzbehörden. 

Für die Unterbringung der Beschäf-–

tigten gelten Mindeststandards, 

auch außerhalb des Betriebsgelän-

des. 

Arbeitgeber müssen die zuständi-–

gen Behörden über Wohn- und Ein-

satzort aller Arbeitskräfte informie-

ren. So werden effektivere Kontrollen 

möglich. 

Um die Einhaltung der Mindestlohn-–

vorschriften der Beschäftigten wirk-

sam zu überprüfen, gilt eine Pflicht 

zur digitalen Arbeitszeiterfassung in 

der Fleischindustrie. 

Bei Verstößen gegen das Arbeitszeit-–

gesetz drohen künftig höhere Buß-

gelder. Der entsprechende Rahmen 

wird von 15.000 Euro auf 30.000 Euro 

verdoppelt. 

Beim Bundesministerium für Arbeit –

und Soziales soll ein Ausschuss für Si-

cherheit und Gesundheit bei der Ar-

beit gebildet werden, um u.a. Re-

geln und Erkenntnisse zu ermitteln, 

wie die rechtlichen Anforderungen 

erfüllt werden können. 

Gesetz zur Stärkung des fairen 
Wettbewerbs beschlossen 

Der Deutsche Bundestag hat in 

zweiter und dritter Lesung den vom 

Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 

des fairen Wettbewerbs beschlossen. 

Das Gesetz enthält ein umfassen-

des Paket an Maßnahmen, das zu 

einer erheblichen Eindämmung des 

Abmahnmissbrauchs führen und 

damit insbesondere Selbständige 

sowie kleinere und mittlere Unterneh-

men vor den Folgen solcher Abmah-

nungen schützen soll. Ziel des Gesetzes 

ist es, finanzielle Anreize für Abmahner 

zu verringern. Dafür sollen Mitbewer-

ber bei Verstößen gegen Informations- 

und Kennzeichnungspflichten im Inter-

net oder bei Verstößen von Unterneh-

men mit weniger als 250 Mitarbeitern 

gegen Datenschutzrecht keinen An-

spruch auf Kostenerstattung für die 

Abmahnung mehr erhalten. In diesen 

Fällen wird bei einer erstmaligen Ab-

mahnung auch die Höhe einer Ver-

tragsstrafe begrenzt. Weiterhin können 

Mitbewerber Unterlassungsansprüche 

in Zukunft nur noch geltend machen, 

wenn sie in nicht unerheblichem 

Maße und nicht nur gelegentlich 

Waren oder Dienstleistungen vertrei-

ben oder nachfragen. Online-Shops 

mit Fantasieangeboten werden damit 

ebenso ausgeschlossen wie Mitbewer-

ber, die bereits insolvent sind und gar 

nicht mehr am Wettbewerb teilneh-

men. Auch unseriösen Wirtschaftsver-

bänden, die zur Erzielung von Einnah-

men aus Abmahnungen gegründet 

werden, wird die Geschäftsgrundlage 

entzogen. Anspruchsberechtigt sind 

nur noch Wirtschaftsverbände, die sich 

– nach Erfüllung bestimmter Anforde-

rungen – auf einer Liste qualifizierter 

Wirtschaftsverbände eintragen lassen. 

Die Erfüllung der Anforderungen durch 

die Wirtschaftsverbände wird durch 

das Bundesamt für Justiz regelmäßig 

überprüft. Wer zu Unrecht abgemahnt 

wird, erhält außerdem einen Gegen-
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anspruch auf Ersatz der Kosten für die 

erforderliche Rechtsverteidigung. Ab-

mahner müssen die Berechtigung 

einer Abmahnung daher in jedem Ein-

zelfall sorgfältig prüfen, um finanzielle 

Risiken zu vermeiden. Zu dem am 10. 

September 2020 vom Deutschen Bun-

destag verabschiedeten Gesetz zur 

Stärkung des fairen Wettbewerbs er-

klärt Holger Schwannecke, Generalse-

kretär des Zentralverbands des Deut-

schen Handwerks (ZDH): „Es ist gut, 

dass der Bundestag nach fast einjäh-

riger Debatte endlich gesetzliche 

Maßnahmen verabschiedet, die dem 

Missbrauch von Abmahnungen einen 

Riegel vorschieben. Zugleich müssen 

seriöse Verbände und Organisationen 

gestärkt werden. Es ist deshalb wichtig, 

dass auch künftig sämtlichen Hand-

werksorganisationen die gesetzliche 

Abmahnbefugnis zusteht und sie wei-

terhin ihren Beitrag zur Selbstkontrolle 

der Wirtschaft leisten können.“ 

Mittelstand von Lieferkettengesetz 
zunächst nicht betroffen 

Das Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales (BMAS) und das Bundes-

ministerium für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung (BMZ) 

haben im Sommer ein Eckpunktepa-

pier für ein Bundesgesetz über die 

Stärkung der unternehmerischen Sorg-

faltspflichten zur Vermeidung von 

Menschenrechtsverletzungen in glo-

balen Wertschöpfungsketten (Sorg-

faltspflichtengesetz) vorgelegt. Die vor-

gesehenen Pflichten gehen weit über 

die Kernelemente des Nationalen Ak-

tionsplans und einschlägigen interna-

tionalen Standards, wie die UN-

 Leitprinzipien für Wirtschaft und 

Menschenrechte, hinaus. Nach Kritik 

aus der Wirtschaft soll das geplante 

Lieferkettengesetz laut Entwicklungs-

hilfeminister Gerd Müller zunächst 

nicht für den Mittelstand gelten. Der 

CSU-Politiker erklärte: „Zunächst wer-

den von diesem Gesetz deshalb auch 

nur größere Unternehmen umfasst. Die 

kennen diese Mechanismen. Das Ge-

setz gilt nicht für Handwerksbetriebe 

und kleinere Firmen“. Außerdem 

werde es „Übergangsfristen und eine 

Evaluierung geben. Wir bieten auch 

jedem Unternehmen Beratungen an“. 

Mit dieser „Mittelstandskomponente“ 

wolle man dafür sorgen, „kleineren Un-

ternehmen die Angst zu nehmen, dass 

sie das nicht leisten können“. Der Mi-

nister betonte jedoch: „Wir können 

nicht immer die Reichen reicher ma-

chen auf Kosten der Armen. Ein Groß-

teil unseres Wohlstandes basiert auf 

Auslagerung der Produktion, Ausbeu-

tung, Sklavenlöhnen, Raubbau an 

Mensch und Natur. Das muss ein Ende 

haben.“ 

Über Eckpunkte für ein Lieferket-

tengesetz für die Wahrung der Men-

schenrechte in der weltweiten Produk-

tion von Waren wird derzeit innerhalb 

der Bundesregierung verhandelt. Ar-

beits- und Entwicklungshilfeministerium 

wollen eine Garantie für die Einhal-

tung der Menschenrechte - und zwar 

in Lieferketten zur Herstellung unter an-

derem von Kleidern, Schokolade oder 

Elektrogeräten. Wirtschaftsminister 

Peter Altmaier (CDU) warnt vor einer 

zu großen Belastung der Wirtschaft. 

Auch das Handwerk warnt vor einem 

Lieferkettengesetz. Die „Komplexität 

der Sachverhalte” und die Verwen-

dung „zahlreicher unbestimmter 

Rechtsbegriffe” in dem Gesetz führten 

für die betroffenen Unternehmen „zu 

einem unkalkulierbaren Prozessrisiko”, 

sagte ZDH-Generalsekretär Holger 

Schwannecke. Es sei zu befürchten, 

dass sich viele Unternehmen, um das 

zu vermeiden, aus Risikogebieten ge-

rade in Schwellen- und Entwicklungs-

ländern zurückziehen werden – „mit 

entsprechend negativen Folgen für 

die örtliche Wirtschaft und die Men-

schen”. 

Das Gesetz sei nicht praxistaug-

lich und werde gerade international 

operierende Unternehmen erheblich 

belasten, kritisierte Schwannecke. 

„Trotz des geplanten Schwellenwer-

tes von 500 Beschäftigten droht das 

Gesetz auch Handwerksbetriebe in 

Deutschland zu treffen”, so der ZDH-

Generalsekretär. Denn es sei zu be-

fürchten, „dass die großen Unterneh-

men die umfassenden Berichts- und 

Kontrollpflichten zur Einhaltung von 

Menschenrechtsstandards, die das 

Gesetz vorsieht, auf ihre Zulieferer-

kette abwälzen und damit auch auf 

Handwerksbetriebe, die Teil dieser Lie-

ferkette sind”. Da stelle sich die Frage, 

wie Handwerksbetriebe mit im Schnitt 

fünf bis sieben Mitarbeitern das in 

ihrem Betriebsalltag bewerkstelligen 

sollten. Die Forderung nach einer zivil-

rechtlichen Haftung von Unterneh-

men im Falle der Verletzung men-

schenrechtlicher Sorgfalt geht aus 

Sicht des Handwerks-Zentralverbands 

weit über die Anforderungen hinaus, 

die die einschlägigen internationalen 

Menschenrechtsstandards vorsehen. 

„Wir im Handwerk und der gesamten 

Wirtschaft halten ein solches Gesetz 

für unnötig, nicht zuletzt weil sich be-

reits jetzt viele deutsche Unterneh-

men richtigerweise dafür engagieren, 

dass globale Lieferketten verantwor-

tungsvoll gestaltet und Menschen-

rechte eingehalten werden”, sagte 

Schwannecke. z
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Vorbeschäftigung  
vereitelt Befristung 

Eine befristete Einstellung ohne 

Sachgrund ist nicht zulässig, wenn der 

Arbeitnehmer vorher schon im Betrieb 

beschäftigt war. Auch eine 15 Jahre 

zurückliegende Vorbeschäftigung 

reicht aus. Die befristet eingestellte Ar-

beitnehmerin kann unbefristet blei-

ben. Das entschied das Landesarbeits-

gericht Baden-Württemberg mit Urteil 

vom 11. März 2020 (Az.: 4 Sa 44/19)  

Sachgrundlosen Befristungen steht 

häufig das Vorbeschäftigungsverbot 

(§ 14 Abs. 2 Teilzeit- und Befristungsge-

setz – TzBfG) entgegen. Danach ist 

eine Befristung nicht zulässig, wenn 

vorher mit demselben Arbeitgeber be-

reits ein befristetes oder unbefristetes 

Arbeitsverhältnis bestanden hat (sog. 

Vorbeschäftigungsverbot). 

Im vorliegenden Fall hatte eine Ar-

beitnehmerin eine Vorbeschäftigung 

im Lebenslauf nicht erwähnt. Die Ar-

beitnehmerin wurde befristet einge-

stellt, hatte jedoch eine Klausel im Ar-

beitsvertrag unterschrieben, dass sie 

bislang bei dem Betrieb weder in 

einem befristeten noch in einem un-

befristeten Arbeitsverhältnis gewesen 

sei. Ihr Arbeitsverhältnis wurde mehr-

fach verlängert – immer durch neue 

befristete Verträge ohne Sachgrund.  

Nach Ablauf des letzten Vertrags 

klagte die Arbeitnehmerin auf ein un-

befristetes Arbeitsverhältnis (sog. Ent-

fristungsklage). Der Arbeitgeber habe 

das Arbeitsverhältnis wegen der Vor-

beschäftigung gar nicht sachgrundlos 

befristen können. Der Arbeitgeber hin-

gegen macht geltend, die Arbeitneh-

merin habe mit dem Unterzeichnen 

des Arbeitsvertrags eine falsche Erklä-

rung hinsichtlich der Vorbeschäftigung 

abgegeben. Sie habe ihre Vorbe-

schäftigung damit explizit verschwie-

gen. 

Das Landesarbeitsgericht (LAG) 

gab der Klage statt. Der Arbeitgeber 

muss die Arbeitnehmerin unbefristet 

weiter beschäftigen. Eine sachgrund-

lose Befristung ist nach § 14 Abs. 2 

TzBfG unzulässig, wenn vorher ein Ar-

beitsverhältnis bestanden hat (sog. Vor-

beschäftigungsverbot). Der Arbeitge-

ber kann sich hier nicht auf die Klausel 

im Arbeitsvertrag berufen, in der die Ar-

beitnehmerin bestätigt, sie sei noch 

nicht im Unternehmen beschäftigt ge-

wesen. Eine solche Klausel sei nach 

dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) 

unwirksam. Der Arbeitgeber hätte 

zudem nachforschen und dann fest-

stellen können, dass die Arbeitnehme-

rin schon bei ihm beschäftigt gewesen 

sei. Dass sie die Beschäftigung im Le-

benslauf verschwiegen habe, sei – so 

die Richter – unschön. Es sei aber keine 

positive Falschauskunft, zumal sie nach 

den Angaben der Arbeitnehmerin im 

Einstellungsbogen durch Nachfrage 

oder Nachforschen noch hätte beho-

ben werden können. z
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Nutzen Sie ab sofort auch unsere neue 
Internetadresse für die aktualisierte UVH-Homepage:  

www.uvh-nrw.de

Aus der Rechtsprechung 
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Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber 

Nachstehend geben wir Ihnen die 
Neu- und Wiederberufungen der eh-
renamtlichen Richter aus dem Hand-
werk in Nordrhein-Westfalen be-
kannt: 

Landesarbeitsgericht: 
n Hamm 

Wilhelm Schrage, Diplom-Ingenieur 

Maschinenbau, Geschäftsführer, Soest 

Achim Tölke, Tischlermeister, Bielefeld 

 

Arbeitsgerichte: 
n Bielefeld 

Oliver Schnittger, Installateur- und Hei-

zungsbau-Meister, Bielefeld 

n Bonn 

Peter Haseleu, Beton- und Stahlbeton-

bauermeister, Blankenheim 

n Dortmund 

Gerhard Gröschel, Tischlermeister/ 

Selbstständiger, Dortmund 

Ralf Wollenberg, Kaufmann und Est-

richlegermeister, Dortmund 

n Düsseldorf 

Sandra Gronemeier, Damenschneider-

meisterin, Düsseldorf 

n Gelsenkirchen 

Hans-Jürgen Muß, Elektrotechniker-

Meister, Gelsenkirchen 

Christian Zipper, Konditormeister, Gel-

senkirchen 

n Hagen 

Angelika Baumann, Friseurmeisterin, 

Hagen 

n Herne 

Jürgen Klettke, Geschäftsführender 

Gesellschafter, Herne 

n Köln 

Anne Wasserfuhr, Glasermeisterin, Köln 

n Münster 

Jan-Hendrik Schade, Ass., Hauptge-

schäftsführer der Kreishandwerker-

schaft Münster, Nottuln 

Günter Schiffers, Immobilienverwaltung 

und Betrieb einer Photovoltaikanlage, 

Münster 

n Paderborn 

Michael Klaes, Kraftfahrzeug- und Ka-

rosseriebau-Meister, Paderborn 

Manuela Kleitz, Elektro Kleitz, Manuela 

Kleitz, Elektrotechnikermeisterin, Pader-

born 

Karl-Heinz Mergner, Geschäftsführen-

der Gesellschafter, Delbrück 

Norbert Roosen, Kfz-Meister, Bad Dri-

burg 

Burkhard Saabel, Dachdeckermeister, 

vereidigter Sachverständiger für das 

Dachdeckerhandwerk, Bad Driburg 

Michael Seibert, Diplom-Kaufmann, 

Brakel 

n Siegburg 

Oliver Baum, Fleischer-Handwerk, Sieg-

burg 

Eric Stranzenbach, Maler und Lackie-

rer, Wiehl 

n Wesel 

Theo Bergers, Tischlermeister, Geldern 

 

Landessozialgericht Essen 
Martin Krings, Schlossermeister/Selbst-

ständig, Monschau
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Satz: 
Stilus Grafik 

Telefon:     0 2161/3 03 49 60 

e-Mail:      service@stilus-grafik.de 

Internet:   www.stilus-grafik.de

Jahr/Monat             Nordrhein-Westfalen                        Deutschland 
                              Index               %-Ver-               Index              %-Ver- 
                                                     änderung                                 änderung 

       2005                    93,1                    1,7                     92,5                   1,6  

       2006                    94,3                    1,3                     93,9                   1,5  

       2007                    96,4                    2,2                     96,1                   2,3  

       2008                    98,7                    2,4                     98,6                   2,6  

       2009                    99,0                    0,3                     98,9                   0,3  

       2010                  100,0                    1,0                   100,0                   1,1 

       2011                  102,2                    2,2                   102,1                   2,1 

       2012                  104,1                    1,9                   104,1                   2,0 

       2013                  105,8                    1,6                   105,7                   1,5 

       2014                  107,0                    1,1                   106,6                   0,9 

       2015                  107,3                    0,3                   106,9                   0,3 

       2016                  107,9                    0,6                   107,4                   0,5 

       2017                  109,8                    1,8                   109,3                   1,8 

       2018                  111,9                    1,9                   111,4                   1,9 

 
Jan.    19                  103,4                    1,5                   103,4                   1,4 

Feb.    19                  103,9                    1,6                   103,8                   1,5 

März   19                  104,3                    1,5                   104,2                   1,3 

April    19                  105,3                    1,5                   105,2                   2,0 

Mai     19                  105,5                    1,6                   105,4                   1,4 

Juni     19                  105,7                    1,7                   105,7                   1,6 

Juli      19                  106,1                    1,7                   106,2                   1,7 

Aug.    19                  106,1                    1,5                   106,0                   1,4 

Sep.    19                  106,0                    1,3                   106,0                   1,2 

Okt.     19                  106,1                    1,2                   106,1                   1,1 

Nov.    19                  105,4                    1,2                   105,3                   1,1 

Dez.    19                  105,9                    1,7                   105,8                   1,5 

 

Jan.    20                  105,3                    1,8                   105,2                   1,7 

Feb.    20                  105,8                    1,8                   105,6                   1,7 

März   20                  105,8                    1,4                   105,7                   1,4 

April    20                  106,1                    0,8                   106,1                   0,9 

Mai     20                  106,0                    0,5                   106,0                   0,6 

Juni     20                  106,6                    0,9                   106,6                   0,9 

Juli      20                  105,9                   -0,2                   106,1                  -0,1 

Aug.   20                  105,9                   -0,2                   106,0                   0,0

Verbraucherpreisindex (Index 2010 = 100)
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erfinderisch.
Was ich tue, macht mich

Wir wissen, was wir tun.

Carina Harders
Elektronikerin
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